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BETRIEBSSATZUNG FÜR DIE STADTWERKE HECHINGEN 

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und 

§ 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Eigenbetriebe der Gemeinden (Eigenbetriebsge-

setz – EigBG) hat der Gemeinderat der Stadt Hechingen am 14.10.2021 folgende Be-

triebssatzung beschlossen: 
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§ 1 Gegenstand und Zweck des Eigenbetriebs 

(1) Die Versorgungsbetriebe der Stadt Hechingen für Gas, Wasser, Wärme, 

Strom und der Parkhäuser und Tiefgaragen der Stadt Hechingen sind zu ei-

nem Eigenbetrieb zusammengefasst, der nach dem EigBG in der jeweils gel-

tenden Fassung und den Bestimmungen dieser Satzung geführt wird. 

(2) Zweck des Eigenbetriebs ist die Versorgung der Bevölkerung mit Gas, Wasser, 

Wärme und Strom, einschließlich des Aufbaus und Betriebs eines (Nah-) Wär-

menetzes, der Bau und Betrieb der Parkhäuser und Tiefgaragen sowie die Er-

bringung von kaufmännischen und technischen Dienstleistungen einschließ-

lich der Erbringung von Abrechnungsdienstleistungen.  

(3) Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck fördernden oder ihn wirt-

schaftlich berührenden Geschäfte betreiben. Der Eigenbetrieb kann sich zur 

Erfüllung seiner Aufgaben an privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Ge-

sellschaften beteiligen oder Gesellschaften gründen. Er kann Betriebsführun-
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gen übernehmen, wenn der zu führende Betrieb bzw. die zu führende Einrich-

tung Berührungspunkte mit dem Gegenstand des Eigenbetriebs aufweist. Der 

Eigenbetrieb ist befugt, alle zum Vollzug der Satzung über den Anschluss an 

die öffentliche Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstü-

cke mit Wasser (Wasserversorgungssatzung – WVS) notwendigen Maßnah-

men der Stadt zu treffen, insbesondere Gebühren zu erheben und Bescheide 

einschließlich Widerspruchsbescheide zu erlassen. Der Eigenbetrieb ist auch 

befugt, weitere vergleichbare Aufgaben zu übernehmen, die ihm von der 

Stadt übertragen werden, wie insbesondere Abwassergebühren zu erheben 

und Bescheide einschließlich Widerspruchsbescheide, zu erlassen.  

§ 2 Name des Eigenbetriebs 

Der Eigenbetrieb führt die Bezeichnung „Stadtwerke Hechingen“.  

§ 3 Stammkapital, Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 

(1) Das Stammkapital des Eigenbetriebs beträgt 3.248.541,72 Euro. 

(2) Der Eigenbetrieb hat Bücher zu führen, in denen nach Maßgabe des EigBG 

und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung die Geschäftsvorfälle 

und die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage in der Form der doppelten 

Buchführung ersichtlich zu machen sind. Der Eigenbetrieb wendet für die 

Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen die Vorschriften des Handels-

gesetzbuches an.  

§ 4 Verwaltungsorgane des Eigenbetriebs 

Die Verwaltungsorgane des Eigenbetriebs sind der Gemeinderat, der Betriebsaus-

schuss und die Betriebsleitung. Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Folgenden die 

männliche Form gewählt, ungeachtet dessen beziehen sich die Angaben auf Ange-

hörige aller Geschlechter. 

§ 5 Aufgaben des Gemeinderats 

Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten die ihm durch die GemO 

und das EigBG vorbehalten sind. Er entscheidet ferner über den Abschluss, die Än-

derung und Aufhebung von Verträgen über den Bezug von Wasser, Gas und Wärme, 

soweit dies nicht der Betriebsleitung zugewiesen ist, von Konzessionsverträgen und 

Energielieferungsverträgen mit Weiterverteilern, sowie von sonstigen Verträgen, 

die für die Stadt von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung sind.  
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§ 6 Betriebsausschuss 

(1) Der Betriebsausschuss besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und 

14 Mitgliedern des Gemeinderats.  

(2) Für die Bestellung der Mitglieder und der Stellvertreter, für den Vorsitz und 

den Geschäftsgang im Betriebsausschuss gelten die Vorschriften der GemO 

und der Hauptsatzung für beschließende Ausschüsse.  

§ 7 Aufgaben des Betriebsausschusses 

(1) Der Betriebsausschuss berät alle Angelegenheiten des Eigenbetriebs vor, die 

der Entscheidung des Gemeinderats vorbehalten sind.  

(2) Der Betriebsausschuss entscheidet, soweit nicht der Gemeinderat oder die 

Betriebsleitung zuständig ist, insbesondere über 

a) die Bewirtschaftung der Mittel sowie die Planung und Ausführung von 

Vorhaben des Vermögens- oder des Erfolgsplans, wenn der Betrag/Ein-

zelaufwand mehr als 60.000,00 Euro, aber nicht mehr als 375.000,00 

Euro beträgt, 

b) den Erwerb und Tausch, die Veräußerung und/oder dingliche Belastung 

von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, einschließlich 

der Ausübung von Vorkaufs- und Wiederkaufsrechten, wenn der Wert 

im Einzelfall 60.000,00 Euro übersteigt, aber nicht mehr als 375.000,00 

Euro im Einzelfall beträgt, 

c) den Erwerb und die Veräußerung anderer Gegenstände des Anlagever-

mögens, wenn die Gegenleistung für den Erwerb im Einzelfall 

60.000,00 Euro übersteigt, aber nicht mehr als 375.000,00 Euro im Ein-

zelfall beträgt, 

d) den Abschluss von Versicherungsverträgen, wenn die Jahresprämie 

15.000,00 Euro im Einzelfall übersteigt, 

e) den Abschluss und die Aufhebung von Verträgen über die Nutzung von 

bebauten Grundstücken mit einem monatlichen Miet- oder Pachtwert 

von über 1.500,00 Euro, von unbebauten Grundstücken mit einem jähr-

lichen Pachtwert von über 15.000,00 Euro und von beweglichem Ver-

mögen mit einem Jahreswert von über 15.000,00 Euro, 

f) die Übernahme von Bürgschaften und Verpflichtungen aus Gewährver-

trägen und die Bestellung anderer Sicherheiten, wenn der Betrag oder 
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Wert im Einzelfall mehr als 60.000,00 Euro, aber nicht mehr als 

375.000,00 Euro beträgt, 

g) den Abschluss kreditähnlicher Rechtsgeschäfte, bei einem monatlichen 

Betrag oder Wert von mehr als 15.000,00 Euro im Einzelfall, 

h) die Führung von Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Verglei-

chen, wenn im Einzelfall der Streitwert bzw. das Zugeständnis des Ei-

genbetriebs mehr als 12.000,00 Euro, aber nicht mehr als 60.000,00 

Euro beträgt,  

i) den Verzicht auf Ansprüche des Eigenbetriebs und die Niederschlagung 

solcher Ansprüche, wenn der Anspruch im Einzelfall mehr als 3.000,00 

Euro, aber nicht mehr als 40.000,00 Euro beträgt, 

j) die Einstellung einschließlich Beförderung, Höhergruppierung und Ent-

lassung  oder Kündigung der beim Eigenbetrieb beschäftigten Beam-

ten der Besoldungsgruppe A10 – A12 LBesGBW und der Beschäftigten 

der Entgeltgruppe E10 – E 12 TV-V, soweit es sich nicht um eine vo-

rübergehende Beschäftigung handelt und/oder kein Anspruch auf-

grund eines Tarifvertrags besteht, 

k) die Bewilligung von nicht im Erfolgsplan einzeln ausgewiesenen Frei-

giebigkeitsleistungen und die Annahme von Schenkungen von mehr als 

3.000,00 Euro, aber nicht mehr als 40.000,00 Euro im Einzelfall, 

l) die Zustimmung zu Mehraufwendungen des Erfolgsplans, wenn diese 

1 v. H. aller im Erfolgsplan veranschlagten Aufwendungen, aber nicht 

einen Betrag von 375.000,00 Euro im Einzelfall übersteigen, 

m) die Erteilung von Aufträgen an Architekten, Ingenieure und Gutachter, 

bei einem Honorar von mehr als 30.000,00 Euro, aber nicht mehr als 

200.000,00 Euro im Einzelfall. 

Bei den aufgeführten Wertgrenzen handelt es sich jeweils um Netto-Beträge.  

(3) Wird der Betriebsausschuss wegen Befangenheit seiner Mitglieder beschluss-

unfähig i. S. v. § 37 Abs. 2 Satz 1 GemO, so entscheidet an seiner Stelle der Ge-

meinderat.  
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§ 8 Betriebsleitung 

(1) Zur Leitung des Eigenbetriebs wird eine Betriebsleitung bestellt. Die Betriebs-

leitung besteht aus einem oder mehreren Betriebsleitern. Wenn die Betriebs-

leitung aus mehreren Betriebsleitern besteht, dann besteht sie gleichberech-

tigt aus dem technischen Betriebsleiter und dem kaufmännischen Betriebslei-

ter. Der Bürgermeister regelt in diesem Fall die Geschäftsverteilung innerhalb 

der Betriebsleitung mit Zustimmung des Betriebsausschusses durch eine Ge-

schäftsordnung. Bei Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Betriebslei-

tung entscheidet der Bürgermeister. Die Betriebsleitung ist von den Be-

schränkungen des § 181 BGB befreit.  

(2) Die Betriebsleitung leitet den Eigenbetrieb, soweit im EigBG oder in dieser 

Satzung nichts anderes bestimmt ist. Ihr obliegt insbesondere die laufende 

Betriebsführung und die Entscheidung in allen Angelegenheiten des Betriebs, 

soweit nicht der Gemeinderat oder der Betriebsausschuss zuständig ist. Dazu 

gehört die Aufnahme der im Vermögensplan vorgesehenen Kredite, die Be-

wirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten Aufwendungen und Erträge, 

die Anlegung des Geldvermögens (Kassenbestände, Rücklagen u. ä.) sowie 

alle sonstigen Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung und Wirtschaftlichkeit 

des Betriebs notwendig sind, insbesondere der Einsatz des Personals, die An-

ordnung von Instandsetzungsarbeiten und laufende Netzerweiterungen, die 

Beschaffung von Vorräten im Rahmen einer wirtschaftlichen Lagerhaltung 

,die Umschuldung oder Vereinbarung neuer Konditionen bei auslaufenden 

Zinsbindungsfristen für bestehende Darlehen sowie eine Gebührenerhebung 

und Bescheidung (einschließlich Widerspruchsbescheide). 

(3) Der Betriebsleitung wird ferner die Bewirtschaftung des Portfoliomanage-

ments Strom und Gas nach Bedarf und Marktlage (Portfolio-Pool-Modelle 

eingeschlossen) übertragen. Dies beinhaltet auch die Festlegung von Zeit-

punkten und Mengen für kontinuierliche und einmalige Beschaffungsaktivitä-

ten sowie den Abschluss, die Änderung und Aufhebung von Verträgen über 

den Bezug von Strom und Gas.  

(4) Die Betriebsleitung hat den Bürgermeister über alle wichtigen Angelegenhei-

ten des Eigenbetriebs regelmäßig zu unterrichten.  

(5) Die Betriebsleitung hat dem Fachbediensteten für das Finanzwesen oder dem 

sonst für das Finanzwesen der Stadt zuständigen Bediensteten (§ 116 GemO) 

alle Maßnahmen mitzuteilen, welche die Finanzwirtschaft der Stadt berüh-

ren. Sie hat ihm insbesondere den Entwurf des Wirtschaftsplans mit Finanz-

planung, den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie die Zwischenbe-

richte an den Bürgermeister (Abs. (4)) zuzuleiten. 
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(6) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderats, seiner Aus-

schüsse und die Entscheidungen des Bürgermeisters in Angelegenheiten des 

Eigenbetriebs. Die Betriebsleitung vertritt die Stadt im Rahmen ihrer Aufga-

ben gerichtlich und außergerichtlich. Die Betriebsleitung kann Beamte und 

Arbeitnehmer in bestimmtem Umfang mit ihrer Vertretung beauftragen; in 

einzelnen Angelegenheiten kann sie rechtsgeschäftliche Vollmacht erteilen. 

§ 9 Wirtschaftsjahr 

Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalenderjahr.  

§ 10 Inkrafttreten 

Diese Betriebssatzung tritt am 01.11.2021 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die 

bisherige Betriebssatzung vom 02. März 1995 mit ihren Änderungen außer Kraft.  

Hinweis: 

Mit der Bekanntmachung der Satzung wird gemäß § 4 Abs. 4 GemO auf die folgen-

den Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften und die Rechtsfolgen hingewiesen: Wenn die Satzung unter Ver-

letzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GemO oder aufgrund der GemO 

zustande gekommen ist, gilt sie ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang 

an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn (1.) die Vorschriften über die 

Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Sat-

zung verletzt worden sind, (2.) der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO 

wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 

Satz 1 GemO genannten Frist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-

standet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der 

Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, 

schriftlich oder elektronisch geltend gemacht worden ist. Ist eine Verletzung nach 

§ 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 GemO geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf 

der in § 4 Abs. 4 Satz 1 GemO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend 

machen.  

Hechingen, den 25.10.2021 

gez. 

Philipp Hahn 

Bürgermeister 

 


